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1. Energiewende als  
Langfristprojekt und als 
System-Herausforderung 

Die Energiewende in Deutschland bedeutet 
nicht weniger als die Neuordnung unserer 
gesamten Energieversorgung in den Sek-
toren Strom, Wärme und Verkehr. Diese 
umfassende Umgestaltung ist eine Generati-
onenaufgabe, und doch sind die grundlegen-
den Rahmenbedingungen bereits heute zu 
schaffen. Trotz unverändert hoher generel-
ler Zustimmung in der Bevölkerung [1] und 
bei allen politischen Kräften [2] sind aber 
derzeit wesentliche Bausteine der Energie-
wendepolitik zum Teil heftiger Kritik aus-
gesetzt. Im Zentrum steht dabei zumeist 
die Förderung erneuerbarer Energien zur 
Stromerzeugung durch das Erneuerbare-
Energien-Gesetz (EEG) [3]. 

Die Herausforderungen der Energiewende 
gehen jedoch weit darüber hinaus. Erforder-
lich ist ein langfristiger Transformationspro-
zess eines komplexen sozio-technischen Sys-
tems [4], bei dem es darum geht, heute die 
Weichen so zu stellen, dass es der Energie-

versorgung von morgen gelingt, ihren Res-
sourcenverbrauch und ihre Auswirkungen 
auf die Umwelt auf ein nachhaltiges Maß zu 
begrenzen und dabei Wirtschaftlichkeit und 
Sozialverträglichkeit zu wahren. Politisches 
Handeln sollte stets diese langfristige Sys-
temperspektive im Blick behalten. Eine an 
kurzfristigen, nur ausschnitthaften Indikato-
ren, wie etwa der EEG-Umlage, ausgerichtete 
Politik, wird dem jedoch nicht gerecht [5].

2. Energiewendepolitik  
auf dem Prüfstand

Ein komplexes und weitreichendes Trans-
formationsvorhaben wie das Projekt „Ener-

giewende“ muss sich gleichwohl zu Recht 
vor einer kritischen Öffentlichkeit dahin-
gehend rechtfertigen, ob die politischen 
Rahmenbedingungen für die erheblichen 
Strukturveränderungen richtig gesetzt sind 
und dabei keine unnötigen volkswirtschaft-
lichen Kosten entstehen. Am Anfang von Re-
formen muss stets die Verständigung über 
die Ziele der Umgestaltung stehen [6]. 

Das Instrumentarium zur anschließenden 
Umsetzung sollte im Sinne einer prozess-
bezogenen und für Korrekturen offenen 
Steuerungsstrategie stetig angepasst wer-
den [7], da heute noch nicht alle künftigen 
Herausforderungen und notwendigen Maß-

Die Zukunft der Energiewende in Deutschland
Erik Gawel, Paul Lehmann, Klaas Korte, Sebastian Strunz, Jana Bovet, Wolfgang Köck, Philipp Massier, Andreas Löschel,  
Dominik Schober, Dörte Ohlhorst, Kerstin Tews, Miranda Schreurs, Matthias Reeg und Sandra Wassermann

Ungeachtet der weithin geteilten Ziele einer Energiewende in Deutschland sind doch die konkreten Wege dorthin heftig 
umstritten. Die Einzelmaßnahmen der Energiewendepolitik und ihr Zusammenspiel sowie die Einbettung in den europäi-
schen Kontext sind Gegenstand kontroverser wissenschaftlicher und öffentlicher Debatten. Insbesondere bei der Förderung 
erneuerbarer Energien werden vor dem Hintergrund vielfältiger Kritik in Kürze die Weichen für die Zukunft neu gestellt. 
Eine stimmige Weiterentwicklung der Energiewendepolitik und eine sachgerechte Begleitung durch eine kritische Öffentlich-
keit setzen voraus, dass die langfristigen Auswirkungen politischer Entscheidungen in einem komplexen sozio-technischen 
Energiesystem berücksichtigt werden. Auf Kurzfristeffekte oder ausschnitthafte Problemwahrnehmungen abzielende Politik-
ansätze oder Politikempfehlungen werden dem jedoch nicht gerecht.

Überblick

Forscherinnen und Forscher aus der 
Helmholtz-Allianz ENERGY-TRANS 
nehmen auf der Grundlage der inte-
grierten Transformationsforschung der 
Allianz zu wichtigen aktuellen Streit-
fragen der Energiewende Stellung und 
benennen grundlegende Gestaltungs-
herausforderungen einer nachhaltigen 
Energiewendepolitik.

  Die Energiewende steht erst am Anfang eines langen Weges voller Herausforderungen
 Foto: Serg Nvns | fotolia



38 ENERGIEWIRTSCHAFTLICHE TAGESFRAGEN 64. Jg. (2014) Heft 4

ZUKUNFTSFRAGEN

nahmen vorhergesehen werden können. 
Aus diesem Grund ist auch die gegenwärtig 
anstehende Überprüfung insbesondere des 
EEG grundsätzlich zu begrüßen. Regelmäßi-
ge Korrekturen und Neuausrichtungen sind 
unvermeidlich, um die Stabilisierung und 
Verhärtung neuer, aber suboptimaler Ent-
wicklungspfade zu vermeiden.

3. Kosten des Ausbaus erneu-
erbarer Energien – Versach-
lichung der Debatte tut not

Die darüber zwischenzeitlich in Gang ge-
kommene Reform-Debatte greift allerdings 
zu kurz: Sie fokussiert stark auf den Strom-
sektor, auf die aktuellen Verbraucherpreise 
und auf den diesbezüglichen Einfluss der 
EEG-Umlage. Diese Engführung verstellt 
den Blick sowohl auf die sozio-ökonomi-
schen Zusammenhänge als auch auf die 
tatsächlichen energiepolitischen Heraus-
forderungen. Denn auch die Sektoren 
Wärme und Verkehr, nicht nur die Strom-
versorgung, sind bei der nachhaltigen 
Transformation unseres Energiesystems 
zentral [8]. Zudem kann es aus volkswirt-
schaftlicher Sicht nicht nur um die Kosten 
gehen, die sich auf der Stromrechnung di-
rekt ablesen lassen. 

Weitere externe Kosten – neben der CO
2–

Problematik auch lokale Umweltbeeinträch-
tigungen – sowie besondere Nutzendimensi-
onen, wie beispielsweise Lernkurveneffekte 
der Technologieentwicklung, sind zu be-
rücksichtigen [9]. Ferner müssen fairerwei-
se alle Formen der Subventionierung von 
Energieträgern – auch über andere Finanzie-
rungskanäle als den Strompreis – betrachtet 
werden [10]. Die aktuelle Strompreis-Debat-
te trägt all dem nicht ausreichend Rechnung 
und lenkt den tagespolitischen Blick auf 
Fragestellungen, die nicht den Kern der Um-
bauherausforderungen treffen. Vor diesem 
Hintergrund sind eine Versachlichung der 
Kostendebatte und eine Neuorientierung 
der Reform-Agenda dringend erforderlich.

4. Förderung Erneuerbarer  
weiter sinnvoll

Für die grundsätzliche Fortführung einer 
Förderpolitik für erneuerbare Energien gibt 
es weiterhin gute Gründe. Weder sind die 
ambitionierten Ausbauziele auch nur annä-

hernd erreicht, noch bilden aktuelle Markt-
preise die relevanten volkswirtschaftlichen 
Kosten ab, anhand derer ein verzerrungs-
freier, fairer Technologiewettbewerb um die 
günstigste Erzeugungsform rein marktlich 
möglich wäre [11]. Die gegenüber dem Bör-
senpreis auftretenden Zusatzkosten für er-
neuerbare Energien werden sich ohnehin 
künftig wieder deutlich verringern: Dazu 
tragen Börsenpreise bei, die sich mittelfristig 
wieder an den langfristigen Grenzkosten der 
an der Stromproduktion beteiligten konventi-
onellen Kraftwerke ausrichten werden, also 
nach Beseitigung der Überkapazitäten wie-
der steigen. Und auch ein ertüchtigter Emis-
sionshandel würde sich wieder korrigierend 
auf die verzerrten Börsenpreise auswirken. 

Aus den genannten Gründen (mangelnde 
Internalisierung von externen Effekten, Sub-
ventionierung konventioneller Stromerzeu-
gung, zu niedrige Börsenstrompreise) sowie 
aufgrund der Vernachlässigung zukünfti-
ger Preisentwicklungen haben erneuerbare 
Energien in der öffentlichen Kostenwahr-
nehmung und beim Marktpreisvergleich mit 
konventionellen Energieträgern weiterhin 
strategische Nachteile, die nichts über ihre 
tatsächliche, langfristige Wettbewerbsfähig-
keit aussagen [12]. Insoweit steht gegenwär-
tig die Förderung Erneuerbarer auch nicht 
zur Abschaffung, wohl aber zur zielorientier-
ten Weiterentwicklung an. Diese muss auch 
unter Beachtung möglicher Verzerrungswir-
kungen von Förderpolitiken Erneuerbarer 
vorgenommen werden [13]. So muss neben 
einer effektiven auch eine kosteneffizientere 
Zielerreichung gewährleistet werden [14].

5. Gesellschaftliche Verteilung 
der Kosten im Blick behalten

Über Kosten und Nutzen der Energiewende 
für die Gesellschaft darf nicht nur mit Blick 
auf ihre angemessene Höhe diskutiert wer-
den. Auch deren Verteilung zwischen Indi-
viduen, Gruppen und Regionen zählt zu den 
Herausforderungen einer verantwortbaren 
Politik. Insbesondere die Verteilung der Las-
ten der Energiewende darf weder intranspa-
rent erfolgen noch im Widerspruch zu grund-
legenden Gerechtigkeitswertungen stehen. 

Vor allem die weitreichenden und in Teilen 
sachgrundlosen Industrieausnahmen bei 
der Finanzierung des Ausbaus erneuerbarer 

Energien durch alle Stromverbraucher be-
gegnen hier erheblichen Bedenken [15] und 
sind gegenwärtig Gegenstand eines europäi-
schen Beihilfeverfahrens (Ziff. 6) [16]. Die in 
der Vergangenheit mehrfach ausgeweiteten 
Industrieausnahmen der sog. besonderen 
Ausgleichsregelung des EEG sind – unabhän-
gig von europarechtlichen Erfordernissen – 
rasch auf ein sachlich vertretbares Maß zu 
begrenzen, das sich strikt an nachweislichen 
Gefährdungen der internationalen oder in-
termodalen Wettbewerbsfähigkeit ausrichtet 
[17]. Der gegenwärtig im EEG herangezoge-
ne Energieverbrauch eines Unternehmens ist 
hierfür ein ungeeigneter Indikator.

6. Zur Konformität des EEG mit 
europäischem Beihilferecht

Die Begünstigungstatbestände im EEG ste-
hen derzeit auch auf dem europarechtlichen 
Prüfstand. Das sog. Beihilfeverbot untersagt 
aus staatlichen Mitteln gewährte Begünsti-
gungen bestimmter Unternehmen oder Pro-
duktionszweige gleich welcher Art, die den 
europäischen Wettbewerb verfälschen oder 
zu verfälschen drohen (Art. 107 I AEUV). Da-
raus ergeben sich Anforderungen für die Ge-
staltung der Erneuerbaren-Energien Politik. 
Allerdings hatte der Europäische Gerichts-
hof (EuGH) schon im Jahre 2001 entschie-
den, dass die durch das damalige Stromein-
speisungsgesetz begründete Verpflichtung 
der Energieversorgungsunternehmen und 
der vorgelagerten Netzbetreiber, Strom aus 
erneuerbaren Energiequellen zu einem ge-
setzlich festgelegten – über dem Marktpreis 
liegenden – Preis abzunehmen und die 
Mehrkosten in einem Ausgleichssystem von 
Netzbetreibern und Energieversorgern zu 
verteilen, mangels Beihilfeeigenschaft mit 
dem Beihilferecht der Union vereinbar sei. 
Dies deshalb, weil weder unmittelbar noch 
mittelbar staatliche Mittel auf die Unterneh-
men, die diesen Strom erzeugen, übertragen 
wurden [18]. 

Ein Freifahrtschein für jedwede Weiterent-
wicklung des EEG beinhaltet diese Entschei-
dung allerdings nicht [19]. Entscheidend ist 
zunächst, ob der Finanzierungs- und Aus-
gleichsmechanismus im jetzigen EEG eine 
der staatlichen Finanzsphäre zuzurechnen-
de Gestaltung von Finanzströmen darstellt, 
mithin überhaupt tatbestandlich eine Bei-
hilfe vorliegt [20]. Selbst dann aber könnte 
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dies folgenlos bleiben, soweit keine Wettbe-
werbsverfälschung droht oder zumindest 
eine Ausnahmerechtfertigung nach europä-
ischem Recht gelingt, was grundsätzlich bei 
der Förderung erneuerbarer Energien auch 
durch die Kommission anerkannt ist [21]. 

Die Europäische Kommission bejaht aller-
dings die Beihilfeeigenschaft des EEG und 
bezweifelt auf dieser Grundlage zudem die 
europarechtskonforme Ausgestaltung von 
sog. Grünstromprivileg (§ 39 EEG) und 
„besonderer Ausgleichsregelung“ für ener-
gieintensive Unternehmen (§ 40 ff. EEG), 
weil sie in beiden Fällen Wettbewerbsverfäl-
schungen befürchtet [22]. Die Kommission 
hat daher kürzlich ein förmliches Prüfver-
fahren gegen Deutschland eröffnet [23]. 
Hinsichtlich der Beihilfeeigenschaft des 
EEG-Förder- und Ausgleichssystems ist die 
Rechtsauffassung der Kommission aber kei-
neswegs zwingend, weil die Rolle staatlicher 
Behörden sehr begrenzt ist, kein staatlicher 
oder semistaatlicher Fonds errichtet worden 
ist, und das Umlagen- und Verschonungs-
system weiterhin auf die privatrechtliche 
Durchsetzung der Ansprüche angewiesen 
ist [24]. Es sprechen daher nach wie vor 
gute Argumente dafür, dass auch das aktu-
elle EEG nicht dem Anwendungsbereich des 
EU-Beihilferechts unterliegt [25]. Die Kon-
formität des EEG mit dem EU-Beihilferecht 
ist aber keineswegs gesichert. 

Sollte jedoch der Beihilfecharakter des EEG-
Mechanismus festgestellt werden, eröffnet 
das Unionsrecht anschließend noch Mög-
lichkeiten der Rechtfertigung (z. B. Art. 107 
III lit b AEUV) bzw. einer rechtskonformen 
Ausgestaltung des Beihilfemechanismus 
[26]. Dabei kommen sog. Umwelt-Leitlini-
en der Europäischen Kommission [27] zur 
Anwendung, die sich aber gegenwärtig pa-
rallel in Überarbeitung befinden [28], was 
die künftige Rechtslage vollends unüber-
sichtlich macht. Für die Weiterentwicklung 
des EEG ist die Vereinbarkeit mit dem eu-
ropäischen Beihilferecht essenziell. Bis zur 
Klärung der schwierigen Rechtsfragen, die 
sich u. U. noch Jahre bis zu einem erneuten 
Entscheid des EuGH hinziehen kann [29], 
sollte die anstehende EEG-Reform wohl mit 
Blick auf die europarechtliche Vereinbar-
keit, aber nicht nach Maßgabe der derzeit 
noch unmaßgeblichen Rechtsauffassung der 
Kommission vorangetrieben werden. 

Dies bedeutet eine konsequente Beschnei-
dung des gegenwärtigen Umfangs der 
besonderen Ausgleichsregelung für das 
stromintensiv produzierende Gewerbe auf 
evidente Fälle von Wettbewerbsverzerrun-
gen. Hierbei ist auf die Konformität der 
Auswahl der zu entlastenden Wirtschafts-
zweige sowie der Entlastungshöhe mit dem 
EU-Beihilferecht zu achten. Darüber hinaus 
sind andere Begünstigungstatbestände im 
EEG (z.  B. das Grünstromprivileg) unter 
dem Gesichtspunkt diskriminierungsfreien 
Wettbewerbs im europäischen Binnenmarkt 
zu prüfen. Beides ist im aktuellen Koaliti-
onsvertrag bereits angekündigt und dürfte 
auch europarechtlich in die richtige Rich-
tung weisen.

7. Die soziale Balance wahren

Im Rahmen der Energiewendepolitik sind 
immer auch die sozialen Auswirkungen zu 
berücksichtigen, ohne dabei Sozialpolitik 
einerseits und Energie-, Umwelt- und Kli-
mapolitik andererseits gegeneinander aus-
zuspielen [30]. Sozial Schwächere müssen 
aber beim Umbau des Energiesystems eben-
falls Schritt halten können [31]. 

Zu einer angemessenen Entlastung privater 
Haushalte im Bereich der EEG-Umlage kön-
nen im Übrigen bereits Reformmaßnahmen 
beitragen, die ohnehin energiepolitisch an-
gezeigt sind: Dazu zählen die Ertüchtigung 
des europäischen Emissionshandels (dazu 
Ziff. 12), der für höhere Börsenstrompreise 
und damit korrespondierend für eine gerin-
gere Höhe der durch die Umlage zu decken-
den sog. Differenzkosten sorgen würde, aber 
auch der Abbau übermäßiger Industrieprivi-
legien (dazu Ziff. 5 f.) im Rahmen der EEG-
Umlage, wodurch die anteilige Umlagelast 
für private Haushalte ebenfalls gesenkt 
werden könnte [32]. Darüber hinaus können 
gezielte Maßnahmen einer Energieeffizi-
enzpolitik (dazu Ziff. 10) sinnvoll zu einer 
Entlastung unterer Einkommensgruppen 
beitragen, ohne die Ziele der Energiewende 
zu beeinträchtigen [33].

8. Wie weiter mit dem  
Erneuerbare-Energien-Gesetz?

Die bisherige Förderphilosophie des EEG 
ist aufgrund des eigenen Erfolges zwi-
schenzeitlich an ihre Grenzen gelangt und 

bedarf einer Neuorientierung. Die Höhe 
der EEG-Umlage ist jedoch kein uneinge-
schränkt geeigneter Maßstab für politi-
sches Handeln, denn sie hängt von zahlrei-
chen verzerrenden Faktoren ab, u. a. vom 
Börsenpreis oder dem Ausmaß gewährter 
Umlage-Privilegierungen (z.  B. Industrie-
strom und selbsterzeugter Strom) [34]. Die 
EEG-Umlage spiegelt nicht unmittelbar die 
volkswirtschaftlichen Kosten des Umstiegs 
auf Erneuerbare wider, zu denen auch öko-
logische und soziale Folgelasten der Ener-
gieversorgung gehören [35]. Die Exper-
tenkommission zum Monitoring-Prozess 
„Energie der Zukunft“ hat hierzu weitaus 
besser geeignete Indikatoren vorgeschla-
gen [36]. Die angestrebte EEG-Reform sollte 
daher davon absehen, eine reine Umlage-
begrenzung zu organisieren. Eine Novel-
lierung darf nicht vom verfehlten Kosten-
maßstab „EEG-Umlage“ getrieben werden, 
sondern muss eine mittelfristig tragfähige 
Strukturreform auf den Weg bringen, die 
auf einer nachvollziehbaren Problemanaly-
se und einer klaren politischen Zielpriori-
sierung basiert [37]. 

Nach 20 Jahren Förderung neue Schwer-
punkte in Richtung zukunftsfähiger und 
kostengünstiger Technologien zu setzen, 
ist richtig. Insbesondere ist die Frage in 
den Blick zu nehmen, welche Auswirkun-
gen die marktlichen Anreize des EEG auf 
die regionale Verteilung der Erzeugung 
haben (z. B. vorrangig an windstarken Küs-
tenstandorten oder eher verbrauchsnah im 
Binnenland). Dabei ist weder die Förderung 
erneuerbarer Energien grundsätzlich in 
Frage zu stellen, noch sollten die Rahmen-
bedingungen für dringend erforderliche 
Investitionen allzu abrupten Änderungen 
unterworfen werden.

9. Herausforderung 
Strommarktdesign

Nach einer Reform des Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes wird mittelfristig auch über 
ein neues ganzheitliches Strommarktdesign 
nachzudenken sein. Gegenwärtig besteht 
aber keine Veranlassung, weitreichende 
und langfristig bindende Eingriffe in das 
Strommarktgefüge vorzunehmen. Die für 
Betreiber konventioneller Kraftwerke als 
problematisch beklagten niedrigen Bör-
senstrompreise drücken gegenwärtig völlig 
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marktkonform ein bestehendes Überange-
bot an Stromerzeugungskapazitäten sowie 
fehlende Impulse aus dem europäischen 
Emissionshandel aus (vgl. Ziff. 4), nicht aber 
eine mangelnde Eignung des gegenwärtigen 
Marktdesigns. Zurückhaltung ist daher ins-
besondere bezüglich der Überlegungen zur 
kurzfristigen Einführung von Kapazitäts-
mechanismen angezeigt, die wegen befürch-
teter Kapazitätsengpässe in der Zukunft 
konventionellen Kraftwerken schon heute 
zusätzliche Einnahmen zu Lasten der Ver-
braucher sichern sollen. Hier besteht zwar 
eine Prüfungs- und Forschungsnotwendig-
keit zur langfristigen Sicherung der Ver-
sorgung im künftigen Zeitalter vorwiegend 
volatiler Erneuerbarer, aber kein akuter po-
litischer Handlungsbedarf [38]. 

Die Debatte hat sich zu schnell der Frage 
zugewandt, wie ein Kapazitätsförderme-
chanismus konkret aussehen könnte, noch 
bevor die Notwendigkeit einer solchen in-
stitutionellen Innovation überhaupt tragfä-
hig begründet worden ist. Vielmehr sollte 
die verfügbare Zeit genutzt werden, das 
künftige Strommarktdesign an den zu-
nächst sorgfältig zu ermittelnden tatsäch-
lich zu erwartenden Problemen einer künf-
tigen Versorgungssicherheit angemessen 
auszurichten. Grundsätzlich sollten zur 
Lösung von kapazitätsbedingten Versor-
gungsproblemen neben einer möglicher-
weise kostenträchtigen Neuausrichtung 
des Strommarktdesigns auch die Potenzia-
le von Nachfrageflexibilisierung, Netz- und 
Speicherausbau sowie von Kraft-Wärme-
Kopplung geprüft werden [39]. Es ist da-
bei stets auf die effiziente Ausgestaltung 
der verschiedenen Märkte zu achten, um 
auch insoweit die Kosten der Energiewen-
de – beispielsweise für künftig notwendige 
Flexibilitätsreserven – unter Kontrolle zu 
halten [40].

10. Dringliche Handlungsfelder 
jenseits der Stromerzeugung: 
Energieeffizienz forcieren

Im Bereich der Stromversorgung ist neben 
dem Ausbau der erneuerbaren Energien vor 
allem die effizientere Nutzung der bereitge-
stellten Elektrizität zu gewährleisten. Die 
bisher unzureichende Energieeffizienz ist 
deutlich zu forcieren [41]. Schätzungen der 
dena gehen davon aus, dass z. B. der Strom-

verbrauch in privaten Haushalten mit ener-
gieeffizienten Geräten und einem optimier-
tem Nutzerverhalten um bis zu 25 % gesenkt 
werden kann [42]. Die im gesamten Strom-
sektor bestehenden erheblichen Potenzia-
le [43] zur Verbesserung der technischen 
Energieeffizienz bei Erzeugung, Umwand-
lung und Transport sowie zur Energieein-
sparung müssen gehoben werden, soweit 
sie auch kosteneffizient realisiert werden 
können [44]. Dies mildert die Substituti-
onsnotwendigkeit der Energieträger und 
begrenzt das erforderliche Ausbauvolumen 
der erneuerbaren Energien. 

Die als „hoch“ kritisierten Strompreise tra-
gen gerade auf marktwirtschaftliche Weise 
zu Anreizen für Investitionen in Energieef-
fizienz und zur Stromeinsparung bei. Strom-
preise sind kein Schicksalsschlag, sondern 
halten als Knappheitssignal zu effizientem 
Verbrauchsverhalten an, welches die Kosten-
belastung wirksam begrenzen kann. Auch 
aktiver Wettbewerb auf Strommärkten und 
ein Anbieterwechsel seitens der Stromver-
braucher tragen marktkonform zur Entlas-
tung bei [45]. Von sozial- oder industriepoli-
tisch motivierten Strompreiseingriffen sollte 
daher Abstand genommen werden [46].

11. Netze und Speicher als  
komplementäre Infrastruktur  
weiterentwickeln

Speicher und Netze sind als wichtige, kom-
plementäre Infrastrukturen im Stromsektor 
weiterzuentwickeln, um veränderte und 
gänzlich neue Aufgaben in einem nachhalti-
gen Energieversorgungssystem von morgen 
zu übernehmen. Auf diese Weise kann die 
künftig neben den Erneuerbaren noch nöti-
ge Reservekapazität reduziert und der Grad 
der Ausschöpfung insbesondere dargebots-
abhängiger Erneuerbarer (Sonne, Wind) 
verbessert werden. Dazu wird eine deutlich 
verbesserte Koordination zwischen Ausbau 
der Erzeugung und der Netzinfrastruktur 
beitragen müssen [47]. 

Zugleich ist eine effiziente Netzsteuerung 
anzustreben, indem Stromerzeuger bei ih-
ren Standortentscheidungen grundsätzlich 
auch die erforderlichen Transportkosten 
im Netz berücksichtigen [48]. Die Optimie-
rung des Gesamtsystems (Erzeugungsanla-
gen, Netze, Speicher) mindert zugleich den 

Druck auf die Erzeugungsseite und insbe-
sondere auf die Förderung der Erneuerba-
ren: Es liegt auf der Hand, dass nicht allein 
das EEG für die Leistungsfähigkeit und für 
die Kosten der schwierigen Systemtrans-
formation im Stromsektor Verantwortung 
trägt.

12. Energiewende auch in 
den Sektoren Wärme und 
Verkehr vorantreiben

Um die Ziele der Energiewende zu errei-
chen, sind neben den Maßnahmen im Be-
reich der Stromversorgung auch erhebliche 
Anstrengungen in den Bereichen Wärme 
und Verkehr zu unternehmen. Die Wärme-
versorgung mit erneuerbaren Energien und 
die Energieeffizienz von Gebäuden treten in 
der öffentlichen und politischen Aufmerk-
samkeit zu Unrecht deutlich hinter den 
Stromsektor zurück [49]. Angesichts der 
besonderen Einsparpotenziale in diesem 
Sektor ist aber ein schlüssiges Konzept vor-
dringlich, wie Effizienzmaßnahmen im Ge-
bäudebestand mit dem Einsatz der Erneuer-
baren zur Wärmeerzeugung zu verbinden 
sind [50]. 

Zugleich ist es für die Akzeptanz der poli-
tischen Maßnahmen von großer Bedeutung, 
dass neben Anreizproblemen [51] auch 
hier Verteilungsfragen, vor allem zwischen 
Mietern und Eigentümern, beachtet werden 
müssen [52]. Ebenso sind systematische 
Anreize im Verkehrsbereich zu entwickeln 
[53]: Ergänzend zu den ambitionierten po-
litischen Zielformulierungen müssen zügig 
Instrumente geschaffen werden, um diese 
auch umzusetzen. Diese überaus wichtigen 
komplementären Bausteine der Energiewen-
de können freilich an dieser Stelle nicht wei-
ter vertieft werden.

13. EU-Emissionshandel stärken  
und Chancen der europäischen  
Einbindung nutzen

Nicht zuletzt ist die Einbettung der deut-
schen Energiepolitik in den europäischen 
Rahmen zu beachten. So muss die künf-
tige deutsche Energiepolitik die Chancen 
der europäischen Integration konsequent 
nutzen. Dies erfordert eine Balance aus 
europäischer Einbindung und nationaler 
Energiewendepolitik. Dabei ist die deutsche 
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Energiewende zumindest bis zum Jahr 2020 
über den gemeinsamen europäischen Ziel-
rahmen in der Klimapolitik, beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien und der Ener-
gieeffizienzpolitik sachgerecht eingebunden 
[54]. Das Festhalten an eigenständigen Aus-
bauzielen der Erneuerbaren sowie an Zielen 
zur Verbesserung der Energieeffizienz kann 
insbesondere aus deutscher Sicht auch auf 
europäischer Ebene und auch über 2020 
hinaus weiter sinnvoll sein, wenn dadurch 
andere Externalitäten als die Reduktion von 
CO

2-Emissionen adressiert werden. Dies ist 
durchaus plausibel [55], denn mit der Ge-
winnung und dem Einsatz nicht-erneuerba-
rer Energieträger sind weltweit zahlreiche, 
auch interregional relevante Umweltschä-
den oder Risiken verbunden – beginnend 
beim Abbau der Energieträger (z.  B. Land-
schaftsverbrauch durch Kohletagebau) 
über deren Einsatz zur Strom-, Wärme- und 
Krafterzeugung (Feinstaubemissionen, nuk-
leare Störfälle) oder der Problematik nicht 
eingepreister Importrisiken bis hin zur Ent-
sorgung (Atommüll) [56]. 

Auf europäischer Ebene sind Wechselwir-
kungen des Ausbaus erneuerbarer Energien 
mit dem fixen CO

2-Mengenziel des euro-
päischen Emissionshandels unbedingt zu 
berücksichtigen, um künftig Überausstat-
tungen an Zertifikaten zu vermeiden [57]. 
Der europäische Emissionshandel als In-
ternalisierungshebel für Klimafolgekosten 
ist eines der wichtigsten Instrumente der 
Umweltenergiepolitik im europäischen Kon-
text. Seine Funktionserhaltung und seine 
Stärkung sind unabdingbar. Ein wirkungs-
voller Emissionshandel trägt klimapolitisch 
zum Abbau von Wettbewerbsverzerrungen 
zu Lasten der klimafreundlichen Erneuer-
baren bei und beugt zugleich einem Verfall 
der Börsenstrompreise vor [58]. Darüber 
hinaus wird eine stärkere europäische Ko-
ordination nationaler energiepolitischer 
Maßnahmen dazu beitragen, Synergien 
zu erschließen und Kosten zu senken: Für 
den Bereich des EU-Binnenmarktes und der 
transeuropäischen Netze sind die vorhan-
denen Unions-Kompetenzen konsequent zu 
nutzen. Hinsichtlich des Ausbaus erneuer-
barer Energien erscheint es hingegen re-
alistischer, unter dem Dach europäischer 
Zielvorgaben auf einen dezentralen Annähe-
rungsprozess zu setzen, etwa durch die Ver-
knüpfung nationaler Fördersysteme [59].

14. Die Rolle des Staates 
in der Energiewende

Die bisherige energiepolitische Entwick-
lung hat vielfach Bedenken hervorge-
bracht hinsichtlich einer zu starken Rol-
le des Staates und einer zunehmend als 
marktfern wahrgenommenen Steuerung 
der Energiewirtschaft. Staatliche Eingriffe 
sind allerdings unverzichtbar, soweit viel-
fältiges Marktversagen im Energiebereich 
aufscheint: Wo aktuelle Marktpreise weder 
ökonomisch noch ökologisch die gesell-
schaftliche Wahrheit sagen, muss korrigie-
rend eingegriffen werden. 

Auch wurde die heutige Infrastruktur aus 
Kraftwerken und Netzen in den vergange-
nen Jahrzehnten ebenso wie der dazugehö-
rige Regulierungsrahmen für eine zentrali-
sierte Stromerzeugung aus kontinuierlich 
verfügbaren Energieträgern optimiert. Die 
dabei getätigten langfristigen Investments 
führen dazu, dass die Umstellung des Sys-
tems auf dezentrale, erneuerbare Technolo-
gien mit volatiler Erzeugung betriebswirt-
schaftlich keinen Sinn ergibt, auch wenn 
sie volkswirtschaftlich wünschenswert ist. 
Schließlich erschweren Barrieren bei der 
Technologieentwicklung, Kapitalmarktres-
triktionen, lokale Akzeptanzprobleme und 
langwierige Genehmigungsverfahren den 
nötigen Pfadwechsel und können nicht allei-
ne durch marktbasierte Mechanismen über-
wunden werden [60]. Dass der Staat derzeit 
eine treibende Rolle bei der Energiewende 
spielt, hat daher durchaus gute Gründe.

15. Stabile Rahmenbedingungen  
statt Zick-Zack-Kurs

Die Energiewende ist ein gesellschaftliches 
Großvorhaben, bei dem private und öffent-
liche Investitionen in Milliardenhöhe erfor-
derlich sind: Diese müssen insbesondere 
privatwirtschaftlich gewagt werden, und sie 
müssen gesamtwirtschaftlich in die richtige 
Richtung weisen. Für beides trägt die Politik 
die Verantwortung. 

Wir benötigen daher klare und wider-
spruchsfreie Anreize sowie mittelfristig 
stabile Rahmenbedingungen, die auf stän-
dige Änderungen von Rechtsregeln und In-
vestitionsbedingungen verzichten. So wird 
zugleich vermieden, dass im Vertrauen auf 

den Fortbestand energiepolitischer Rege-
lungen getätigte Investments nachträglich 
entwertet werden. Reformbemühungen 
müssen deshalb auch stets das Gebot der 
„Konstanz der Wirtschaftspolitik“ (Walter 
Eucken) beachten [61]. 

16. Koordination der Energie-
wende im föderalen System

Das föderale System der Bundesrepublik 
bietet große Chancen für dezentrale inno-
vative Lösungen. Kommunen, Regionen 
und Bundesländer formen einen adäquaten 
Rahmen, um an dezentrale Technologien 
angepasste und innovative Lösungen zu 
entwickeln („Wettbewerbsföderalismus“). 
Zudem bietet die Garantie der kommunalen 
Selbstverwaltung die institutionelle Voraus-
setzung für engagierte und beispielgebende 
lokale Energiepolitiken [62]. Für das Gelin-
gen der Energiewende kommt es aber nicht 
nur darauf an, Spielräume für dezentrales 
Entscheiden zu erhalten bzw. auszubauen 
[63], sondern auch darauf, das Gesamtsys-
tem zu optimieren und seine Kosten bei 
gegebenem Zielanspruch so gering wie 
möglich zu halten. Auch müssen die stand-
ortbezogenen Folgen der Erneuerbaren für 
Mensch und Natur umfassend berücksich-
tigt werden [64]. 

Hierzu bedarf es der wirksamen und effi-
zienten Koordination aller Ebenen (Bund, 
Länder, Regionen und Kommunen) und ei-
nes raum- und prozessbezogenen Manage-
ments. Dies beginnt bereits bei der Festle-
gung der Ausbauziele für Erneuerbare, die 
sich auf die Infrastrukturplanung (Netze 
und Speicher) und deren Kosten auswirken. 
Gegenwärtig klaffen die Ziele von Bund 
und Ländern bezüglich des Ausbaus der 
Erneuerbaren deutlich auseinander [65]. Es 
bedarf neuer Instrumente für besser abge-
stimmte Entscheidungen, wie zum Beispiel 
eines Klimaschutzgesetzes des Bundes [66], 
einer Energiefachplanung auf Bundesebene 
[67] oder einer Stärkung der Bundesraum-
ordnung [68]. So können die erforderlichen 
Orientierungen für landes- und regionalpla-
nerische Entscheidungen als Voraussetzung 
für Standortentscheidungen der Investoren 
geschaffen, unnötige Ausbaukosten vermie-
den und lokale Beeinträchtigungen durch 
Erneuerbare begrenzt werden. Nicht alle 
Raumfragen können aber zentralplanerisch 
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gelöst werden: Die zur Kosteneffizienz der 
Raumallokation nötigen Freiräume für 
Marktentscheidungen müssen dabei grund-
sätzlich erhalten werden [69].

17. Nachhaltigkeitsprojekt  
Energiewende

Die Energiewende in Deutschland wird in-
ternational kritisch beobachtet. Sie wird 
daran gemessen werden, ob und inwieweit 
es gelingt, innerhalb eines überschaubaren 
Zeitraumes eine umfassende Nachhaltigkeit 
der Energieversorgung in einem hochin-
dustrialisierten Land zu organisieren, bei 
der Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicher-
heit, Umwelt- und Sozialverträglichkeit 
gleichermaßen gewährleistet bleiben. Die 
Herausforderungen eines derart komplexen 
Systemumbaus sind beträchtlich, und wir 
stehen erst am Anfang eines langen Weges. 
Die dabei auftretenden Schwierigkeiten 
dürfen nicht kleingeredet werden, und ihre 
Bewältigung erfordert eine ständige wissen-
schaftliche Begleitung sowie eine intensive 
öffentliche Teilhabe [70]. 

Im Zuge der Energiewende investieren aber 
heutige Generationen in ein zukunftsfähi-
ges Energieversorgungssystem. Die Ener-
giewende ist mithin ein „Generationen-
vertrag“: Die zeitlich begrenzten (Mehr-) 
Kosten von heute sollen dauerhaft Kosten 
und Risiken für morgen senken. Dieses Ziel 
macht die Energiewende zu einem heraus-
ragenden Nachhaltigkeits-Projekt. Sie ver-
dient daher auch weiterhin unsere breite 
Unterstützung.
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Mit der Energiewende verfolgt Deutschland 
im internationalen Vergleich ehrgeizige kli-
ma- und energiepolitische Ziele. Zwar wird 
der deutschen Energiewende international 
viel Aufmerksamkeit geschenkt, gleichwohl 
nehmen die meisten Länder bislang eher die 
Rolle eines abwartenden Beobachters ein. 
So waren die Fortschritte bei den UN-Klima-
konferenzen der letzten Jahre sehr begrenzt. 
Der Weg hin zu einem Abkommen mit recht-
lich verbindlichen und zugleich anspruchs-
vollen CO

2-Emissionsreduktionszielen für 
möglichst viele Länder, das für die UN-Kli-
makonferenz Ende 2015 in Paris angestrebt 
wird, ist zweifelsfrei mühsam. Mit seinen 
bislang formulierten Zielen und bereits er-
griffenen Maßnahmen ist Deutschland bei 
nüchterner Betrachtung Vorreiter im Klima-
schutz, aber es mangelt an „Nachreitern“.

Kosten der Energiewende  
rücken in den Fokus

Es besteht das Risiko, dass Deutschlands 
Wettbewerbsfähigkeit als Industriestandort 
mittel- bis längerfristig leidet. Gerade für 
energieintensive Wirtschaftszweige ist mit 
einer spürbaren Investitionszurückhaltung 
im Inland zu rechnen. Stattdessen dürfte 
ein steigender Teil der Investitionsströme 
ins Ausland fließen; beide Trends waren 
bereits in der Vergangenheit zu beobachten, 
wie im Folgenden gezeigt wird [1]. Insge-
samt kann so die industrielle Wertschöp-
fungskette in Deutschland geschwächt 
werden. Schließlich führt diese Entwick-
lung auch dazu, dass CO

2-Emissionen von 
Deutschland ins Ausland verlagert werden 
(Carbon Leakage).

Deutsche Energiepreise  
auf hohem Niveau

Die Energiepreise in Deutschland zählen zu 
den höchsten in der Welt und sind in den 
letzten Jahren überdurchschnittlich schnell 
gestiegen. Dies gilt vor allem für die Strom-
preise. Eindeutig ist auch der Befund, dass 
der Strompreis in den letzten Jahren über-
wiegend aufgrund staatlicher Maßnahmen 
gestiegen ist (Abb. 1). Maßgeblich sind 
hier nicht europäische Instrumente wie 
der EU-Emissionshandel, der aufgrund des 
Preisverfalls für Emissionszertifikate aktu-
ell nicht zu wesentlichen Belastungen für 
Industrieunternehmen führt. Dominierend 
sind vielmehr nationale Maßnahmen. Her-
vorzuheben ist die Förderung der erneu-
erbaren Energien über das EEG, die sich 
allein 2014 auf über 23  Mrd.  € belaufen 
dürfte. Unter dem Strich sind die Kostenbe-
lastungen durch Energiepreise für die deut-
sche Volkswirtschaft im internationalen 
Vergleich hoch. Einige Fakten zeigen dies 
deutlich:

 Der Strompreis inklusive Steuern und 
Gebühren für Haushaltskunden lag laut Eu-
rostat im 1. Halbjahr 2013 in Deutschland 
bei gut 29 ct/kWh. Nur in Dänemark sind 
die Strompreise leicht höher (30 ct/kWh). 
Die Haushaltsstrompreise sind in Deutsch-
land fast doppelt so hoch wie in Frankreich 
und liegen um 46  % über dem EU-Durch-
schnitt.

 Industriekunden in Deutschland muss-
ten im 1. Halbjahr 2013 knapp 19 ct/kWh 
für Strom zahlen (Abb. 2; Sondervertrags-
kunden zahlen niedrigere Preise). Damit 
belegt Deutschland den dritten Platz inner-
halb der EU. Auch hier nimmt Dänemark 
den Spitzenplatz ein, gefolgt von Italien. Der 

Hohe Energiepreise in Deutschland führen zu  
Carbon Leakage
Eric Heymann

Die in den letzten Jahren gestiegenen Energiepreise in Deutschland haben zu einer intensiver ausgetragenen Kostendebatte 
rund um die Energiewende geführt. Es wird zunehmend offensichtlich, dass mit dem aktuellen Eifer und Instrumentenmix 
wirtschaftliche Nachteile für hiesige Unternehmen sowie den Industriestandort Deutschland einhergehen können, gerade 
weil die Bereitschaft im Rest der Welt nach wie vor gering ist, ein ähnlich hohes Tempo in der Klimaschutz- und Energiepo-
litik einzuschlagen. Dies führt letztlich auch zu Verlagerungen von CO2-Emissionen ins Ausland. Die deutsche und europä-
ische Energie- und Klimapolitik sollte dies berücksichtigen.

Abb. 1 Steuern und Gebühren treiben die Strompreise vor allem in Deutschland
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deutsche Strompreis übertrifft das EU-Ni-
veau um rd. 26 % und jenes von Frankreich 
um 64 %. Seit Anfang 2007 sind die Strom-
preise inklusive Steuern und Gebühren in 
Deutschland um knapp 48  % gestiegen; in 
der EU waren es „nur“ 38 %. Interessant ist 
dabei, dass der Strompreis vor Steuern und 
Gebühren in Deutschland im genannten 
Zeitraum sogar um 9 % gesunken ist.

 Auch im Vergleich zu außereuropä-
ischen Ländern sind die Strompreise in 
Deutschland für Industriekunden hoch. Nach 
einer (von Eurostat abweichenden) Abgren-
zung der Internationalen Energieagentur 

(IEA) übertrafen die Strompreise in Deutsch-
land das US-Niveau 2012 um etwa 150 %.

 Bei Erdgas liegt der Preis für industrielle 
Kunden in Deutschland zwar auch über dem 
EU-Durchschnitt. Hier ist der Aufschlag mit 
knapp 16 % aber moderater als im Strombe-
reich. Deutlich gravierender ist der Preisun-
terschied gegenüber den USA. Dank der För-
derung unkonventioneller Gasvorkommen ist 
der Gaspreis in den USA seit Ende des letzten 
Jahrzehnts tendenziell gesunken. Nach Sta-
tistiken des Internationalen Währungsfonds 
liegt der Preis für Erdgas in Deutschland um 
über 200 % über dem US-Niveau.

Investitionsentscheidungen 
schon in der Vergangenheit  
negativ beeinflusst

Investitionsentscheidungen hängen von Er-
wartungen über die Zukunft ab. Mit Blick 
auf die Ziele der Energiewende und etwaige 
Anpassungen bei den Ausnahmeregelun-
gen für energieintensive Branchen dürften 
die meisten Unternehmen mit steigenden 
Strompreisen in Deutschland rechnen.

Schon in der Vergangenheit, als die Ener-
giepreise in Deutschland niedriger waren, 
hat sich gezeigt, dass sich energieintensive 
und nicht-energieintensive Branchen  [2] 
in ihrem Investitionsverhalten deutlich 
unterscheiden. Schaut man sich z.  B. das 
Verhältnis der Netto- zu den Bruttoanlagein-
vestitionen an, so ist festzustellen, dass die 
Nettoanlageinvestitionen in den energiein-
tensiven Branchen seit 1995 nur zweimal 
positiv waren (Abb. 3). 

Im Klartext: In nur zwei von 17 Jahren in-
vestierten die energieintensiven Branchen in 
Deutschland mehr in ihre Anlagen, als sie ab-
geschrieben haben. Bei den nicht-energiein-
tensiven Branchen waren es dagegen sechs 
Jahre, in denen netto mehr investiert als ab-
geschrieben wurde. Für diese divergierende 
Entwicklung sind natürlich mehr Gründe als 
nur die Energiekosten maßgeblich (z. B. die 
jeweilige Kapazitätsauslastung und Nachfra-
gesituation). Gleichwohl ist die Differenz zwi-
schen den beiden Gruppen augenfällig.

Als Folge der geringen Investitionstätigkeit 
ist das Nettoanlagevermögen bei den ener-
gieintensiven Industriezweigen zwischen 
1995 und 2011 um über 11  % gesunken, 
während es in den übrigen Branchen um 
knapp 5  % zunahm (Abb. 4). Die unter-
schiedliche Entwicklung spiegelt sich auch 
im Modernitätsgrad wider, also dem Ver-
hältnis des Netto- zum Bruttoanlagevermö-
gen. Dieses lag 2011 bei den energieintensi-
ven Sektoren um rd. 2 Prozentpunkte unter 
dem Niveau der nicht-energieintensiven 
Branchen. Zudem war der Modernitätsgrad 
in den energieintensiven Branchen 2011 
um 4 % niedriger als 1995. Letztlich gibt es 
für Industriebranchen in Deutschland einen 
negativen Zusammenhang zwischen der 
Energieintensität und der Investitionstätig-
keit im Inland.

Abb. 2 Deutsche Industriestrompreise in der europäischen Spitzengruppe

Abb. 3 Energieintensive Branchen fahren Anlagen auf Verschleiß
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Hätten energieintensive Branchen genauso 
viel in heimische Anlagen investiert wie der 
Durchschnitt der Industrie, wären die inlän-
dischen CO2-Emissionen höher ausgefallen, 
als es tatsächlich der Fall war. Unterlassene 
Investitionen führen demnach über einen 
schleichenden Prozess zu sinkenden CO2-
Emissionen im Inland. Gleichzeitig spricht 
die Entwicklung der ausländischen Direkt- 
investitionen deutscher Unternehmen in 
energieintensive Branchen dafür, dass die 
CO

2-Emissionen im Ausland aufgrund wirt-
schaftlicher Aktivitäten deutscher Unter-
nehmen angewachsen sind: Seit 1995 ist der 
Bestand an ausländischen Direktinvestitio-
nen in den energieintensiven Wirtschafts-
zweigen zum Teil deutlich gestiegen; die 
empirischen Zahlen deuten also schon in 
der Vergangenheit auf ein Carbon Leakage 
hin. Daran ist ferner zu erkennen, dass Un-
ternehmen aus energieintensiven Branchen 
nicht per se als weniger attraktive Investi-
tionsobjekte eingeschätzt werden als Unter-
nehmen aus anderen Sektoren.

Verlust an Umsatz und  
inländischer Wertschöpfung  
wahrscheinlich

Weiter überdurchschnittlich steigende Ener-
giepreise in Deutschland dürften bei ener-
gieintensiven Unternehmen künftig zu Ver-
lusten bei Umsatz und Bruttowertschöpfung 
führen (absolute Rückgänge oder geringeres 
Wachstum). Ein wesentlicher Grund dafür 
ist, dass die höheren Kosten – ceteris pari-
bus – auch zu höheren Produktpreisen füh-
ren, was eine geringere Nachfrage zur Folge 
hätte (sofern man eine preiselastische Nach-
frage unterstellt). 

Basierend auf einer Überschlagsberech-
nung und drei verschiedenen Annahmen/
Szenarien werden im Folgenden mögliche 
Umsatzverluste für die energieintensiven 
Branchen geschätzt [3]. Dabei wird un-
terstellt, dass die Umsatzverluste in allen 
Branchen im Ausland höher ausfallen als 
im Inlandsgeschäft, weil die preisliche 
Wettbewerbsfähigkeit im Ausland stärker 
beeinträchtigt wird als im Inland (geringe-
re Energiekostenanstiege bei ausländischen 
Konkurrenten).

Im ersten Szenario (Energiekostenanstieg 
absolut und relativ zum Ausland gering) 

wird angenommen, dass 1  % des Inlands-
umsatzes und 3  % des Auslandsumsatzes 
verlorengehen. Im zweiten Szenario liegen 
die Verluste laut Annahme bei 2  % bzw. 
7,5 %. Im dritten Szenario (Energiekostenan-
stieg absolut und relativ zum Ausland hoch) 
wurden für das Inland Umsatzverluste von 
3 % und für das Ausland von 10 % kalkuliert.

Bezieht man diese relativen Verluste auf den 
absoluten Umsatz der vier energieintensi-
ven Branchen im Jahr 2012, entspräche dies 
im ersten Szenario einem gesamten Umsatz-
verlust von rd. 5 Mrd. € und im dritten Sze-
nario von rd. 16 Mrd. € In der Summe käme 
dies einer Spanne von knapp 2 bis gut 6 % 
des Gesamtumsatzes gleich.

Sinkende CO2-Emissionen  
im Inland

Eine interessante Frage ist nun, in welchem 
Ausmaß die CO2-Emissionen durch einen 
möglichen Verlust an Umsatz bzw. inlän-
discher Wertschöpfung in den energiein-
tensiven Branchen sinken könnten. Um in 
dieser Frage eine grobe Orientierung geben 
zu können, wurden die in den Szenarien 
geschätzten Umsatzrückgänge auf die CO

2-
Emissionen der einzelnen Branchen übertra-
gen. Da keine offiziellen Daten zu den CO2-
Emissionen gemäß der hier verwendeten 
Branchenabgrenzung vorliegen, muss sich 
die Untersuchung mit einer Näherungslö-
sung begnügen. Als Ausgangspunkt diente 
der von der Arbeitsgemeinschaft Energiebi-

lanzen (AGEB) veröffentlichte Endenergie-
verbrauch, da dieser für die vier energiein-
tensiven Wirtschaftszweige vorliegt. 

Diesem Endenergieverbrauch wurden die 
gesamten CO

2-Emissionen Deutschlands 
gegenübergestellt und vereinfachend an-
genommen, dass unabhängig von der wirt-
schaftlichen Aktivität bzw. Energiequelle 
jede Einheit Endenergieverbrauch zu den 
gleichen CO

2-Emissionen führt, was im 
Durchschnitt zutreffend ist. D. h., auf die ener-
gieintensiven Branchen entfallen 2011 laut 
AGEB 21,6 % des Endenergieverbrauchs und 
damit – grob überschlagen – auch 21,6 % der 
CO

2-Emissionen in Deutschland; dies waren  
im Jahr 2011 gut 172 Mio. t CO2.

Ein Rückgang des Umsatzes bzw. der in-
ländischen Wertschöpfung durch höhere 
Energiekosten um 2  % würde nach dieser 
vereinfachenden Kalkulation einer Reduk-
tion der CO2-Emissionen um 3,4 Mio. t pro 
Jahr entsprechen. Bei einer sechsprozent-
igen Verringerung wären es über 10 Mio. t 
weniger CO2. Bezogen auf die gesamten 
deutschen CO2-Emissionen entspräche dies 
einer Reduktion um 0,4 bis 1,3 %. Wie oben 
ausgeführt wurde, ist es wahrscheinlich, 
dass durch entsprechende Investitionstätig-
keiten deutscher Unternehmen im Ausland 
die dortigen CO

2-Emissionen steigen wer-
den. Die globalen CO2-Emissionen dürften 
also zumindest nicht sinken (und unter Be-
rücksichtigung eines höheren Transportauf-
kommens sogar eher steigen).

Abb. 4 Nettoanlagevermögen sinkt in energieintensiven Branchen
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Die Energiewende muss  
effizient gestaltet werden

Steigen die Energiekosten für die deutsche In-
dustrie auch in den nächsten Jahren schnel-
ler als in anderen Staaten, setzt sich die em-
pirisch belegbare Investitionszurückhaltung 
von Unternehmen aus energieintensiven 
Branchen fort. Gleichzeitig dürften die In-
vestitionen dieser Unternehmen im Ausland 
tendenziell zulegen, weshalb Wertschöpfung 
und CO

2-Emissionen in Deutschland – ceteris 
paribus – sinken, im Ausland aber steigen.

Die deutsche Energie- und Klimapolitik sollte 
diese Zusammenhänge berücksichtigen. Um 
den schleichenden Prozess von De-Industri-
alisierung und Carbon Leakage zu stoppen, 

sollte sich Deutschland zusammen mit Euro-
pa entweder für ein schnelleres Vorankom-
men und strengere Ziele im internationalen 
Klimaschutz einsetzen oder das eigene Tem-
po drosseln. Als Minimalziel muss die Ener-
giewende in Deutschland effizienter gestaltet 
werden. Zudem benötigen energieintensive 
Unternehmen im internationalen Wettbe-
werb auch künftig Ausnahmeregelungen.

Anmerkungen

[1] Der vorliegende Beitrag basiert auf folgendem Be-

richt: Heymann, E. und Berscheid, H.: Carbon Leakage: 

Ein schleichender Prozess. Deutsche Bank Research. Ak-

tuelle Themen. Frankfurt am Main 2013.

[2] Wenn im Folgenden von „energieintensiven Branchen“ 

gesprochen wird, dann sind folgende Wirtschaftszweige 

gemeint: Papierindustrie (NACE-Code 17), Chemieindust-

rie (20), Baustoffindustrie (23) sowie die Metallerzeugung 

und -bearbeitung (24).

[3] Die Untersuchung beschränkt sich dabei auf Um-

satzverluste für die zuvor genannten energieintensiven 

Branchen, wohl wissend, dass derartige Verluste auch 

bei vor- und nachgelagerten Industrie- und Dienstleis-

tungsbranchen zu Veränderungen der wirtschaftlichen 

Aktivität führen (z. B. geringere Nachfrage nach Vorleis-

tungsgütern und Transportdienstleistungen; eventuell 

höhere Nachfrage nach Substitutionsgütern).

E. Heymann, Senior Economist, Sectors, 
Technology, Resources, Deutsche Bank AG 
Deutsche Bank Research, Frankfurt am 
Main
eric.heymann@db.com

Die deutsche Energiewende ist ein einzigartiges Experiment, dessen Wurzeln weit vor Fukushima und den daraus gezogenen 
energiepolitischen Schlüssen liegen. Hierzu zählt die im Rahmen des Klimaschutzes verbesserte Effizienz neuer Kohle- und Gas-
kraftwerke, mit weltweit führenden Anlagen.

Clemens Tauber beschäftigt sich mit den Auswirkungen der Klimaschutzpolitik auf die Stromerzeugung durch Großkraftwerke, 
zieht dabei eine energiewirtschaftliche Bilanz und zeigt, dass wir aus Gründen der Versorgungssicherheit nicht auf thermische 
Kraftwerke verzichten können. Unter den sich ändernden energiewirtschaftlichen Randbedingungen müssen diese Anlagen je-
doch hocheffizient und flexibel sein. Die Energiewende benötigt zunehmend mehr „Rennpferde“ und weniger „Arbeitspferde“.

Im Mittelpunkt stehen Veränderungen des E.ON-Kraftwerkparks in 
den letzten zehn Jahren in Deutschland. Diese Veränderungen wer-

den anhand von Schlüsselterminen, die 
der Autor in seiner Funktion als Presse-
sprecher für die E.ON Kraftwerke GmbH 
wahrgenommen hat, aus persönlicher 
Anschauung eindrucksvoll beschrieben 
und bebildert. Der Leser erfährt dabei 
auch, welche Anstrengungen unter-
nommen wurden, um Kohle- und Gas-
kraftwerke effizienter und damit kli-
mafreundlicher zu machen. Das Buch 
gibt zudem Einblicke in die unterneh-
mensgeschichtliche Entwicklung des 
Konzerns.
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MEINUNGEN & FAKTEN

Abb.   Preisentwicklung bei Erdgas und Steinkohle

Die Tabelle gibt einen Überblick über die 
2013 in Deutschland verfügbaren Ka-
pazitäten und Erzeugungsmengen nach 
Energieträgern, um eine Last zu decken, 
die typischerweise zwischen 40 und 80 
GW schwankt. Die Börsenpreise für Strom 
sind in den vergangenen Jahren deutlich 
gesunken. Insbesondere ist dies auf die ge-
sunkenen Preise für Importkohle und CO

2 
sowie den Merit-Order-Effekt der erneuer-
baren Energien zurückzuführen. Legt man 
die im Bereich Stein- und Braunkohle in 
Deutschland verfügbaren Kapazitäten zu-
grunde und zieht den Ausbau der erneuer-
baren Energien mit ins Kalkül, so besteht 
die begründete Erwartung, dass in den 
kommenden Jahren bis in den Bereich mit-
telhoher Nachfrage die Kohlenkraftwerke 
preissetzend wirken. Im Hinblick auf die 
steigenden Kosten für den Ausbau der EE-
Kapazitäten und der Netze, ist die Kohlen-
stromerzeugung ein wichtiges und stabili-
sierendes Element.

Gas ist aktuell nicht 
konkurrenzfähig

In der öffentlichen Debatte wird gefragt, wa-
rum Gaskraftwerke nicht häufiger eingesetzt 
werden. Maßgeblich für den Wettbewerb um 
Einsatzstunden zwischen Kohlen- und Gas-
kraftwerken sind die Brennstoff- und CO2-
Kosten. In den letzten Jahren ist der Abstand 
zwischen den Gas- und Kohlenpreisen stark 
angewachsen. Die Gaspreise für Kraftwerke 

müssten etwa halbiert werden, um wettbe-
werbsfähig zu Importkohle zu sein. 

Die CO2-Preise müssten sich annähernd 
verzehnfachen, um einen Brennstoffwech-
sel von Gas zu Kohle auszulösen. Das hätte 
einen verheerenden Effekt auf die Höhe der 
Strompreise in ganz Europa und die Wett-
bewerbsfähigkeit der energieintensiven In-
dustrie. 

Kohle garantiert Preisstabilität

Alle Maßnahmen zur Verteuerung des 
Stromangebots aus Kohlenkraftwerken füh-

Zur Bedeutung preiswerter  
Stromerzeugungskapazitäten
Damit sowohl im internationalen Wettbewerb Deutschland als Industriestandort abgesichert werden kann als auch für den 
einzelnen Bürger Strom bezahlbar bleibt, gilt es, das Zusammenspiel der einzelnen Energieträger genauer zu verstehen. In 
der aktuellen Debatte wird zu wenig wahrgenommen, welch wichtigen Beitrag in dieser Hinsicht gerade die Stromerzeugung 
aus Kohle in Deutschland leistet. 

ren unmittelbar zu steigenden Stromprei-
sen. Die Unternehmensberatung McKinsey 
schätzt ab, dass ein Anstieg des CO2-Preises 
um 20 €/t den Börsenstrompreis in Deutsch-
land um ca. 15 €/MWh erhöhen würde. Die 
EEG-Umlage würde im Gegenzug nur um 
etwa 0,7 ct/kWh sinken. 

Dabei handelt es sich allerdings um ein „ne-
gatives Summenspiel“, denn alle Abnehmer 
für Strom – Unternehmen und Privathaus-
halte – würden mit den Zusatzkosten aus 
dem gestiegenen Börsenstrompreis belastet, 
der wesentlich höher wäre als die Entlas-
tung im Bereich der EEG-Umlage. In diesem 
Fall würde insbesondere die energieinten-
sive Industrie in Deutschland stark in An-
spruch genommen und der ohnehin bereits 
bestehende Energiepreisnachteil gegenüber 
anderen Standorten, bspw. den USA, würde 
sich weiter vergrößern.

„et“-Redaktion

Tab.: In Deutschland verfügbare Energieträger im Überblick
Kernenergie Braunkohle Steinkohle Erdgas Sonstige Erneuerbare Gesamt

Kapazität 
(GW)

12 21 27 27 16 81 184

Erzeugung 
(TWh)

97 162 124 67 32 152 634

Erzeugungs-
anteile (%)

15 26 20 10 5 24 100

Quelle: BDEW, AG Energiebilanzen


